
Antrag 

einer/eines niedergelassenen Rechtsanwältin/Rechtsanwaltes  

auf Eingliederung und Zulassung zur Rechtsanwaltschaft  

nach dreijähriger Tätigkeit 

(§§ 4 Satz 1 Nr. 2 BRAO, 11ff EuRAG, ) 
 

 

 

  

An den   

Vorstand der  

Hanseatischen Rechtsanwaltskammer  

Valentinskamp 88 

20355 Hamburg  

  

  

 

 

Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen (sofern nicht in deutscher 

Sprache abgefasst, muss eine beglaubigte Übersetzung mit vorgelegt werden):  

 

 Nachweis der Tätigkeit gem. § 12 EuRAG / Fallliste (s. Hinweise)  

 Aktuelle Bescheinigung der im Herkunftsstaat zuständigen Behörde über die 

Berufszugehörigkeit des europäischen Rechtsanwalts.  

 Nachweis über das Bestehen einer Berufshaftpflichtversicherung im Original 

oder per E-Mail direkt von Versicherung, § 51 BRAO  

 ggf. Unterlagen zur Syndikustätigkeit (s. gesondertes Merkblatt unter 

www.rak-hamburg.de)  

 

 

Antragsteller/in (Name, Vorname, ggf. auch Geburtsname mit Namensänderungsnachweis im Original oder in begl. 

Abschrift)  

  

  

Wohnung (Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort)  

  

  

  

Tel.-Nr.: 

 

Fax: 

 

E-Mail: 

 

Geburtsdatum und -ort, ggfs. Staat  

  

   

Staatsangehörigkeit  

  

 

 



 

 

Ich beantrage, mich zur Rechtsanwaltschaft als Rechtsanwältin bzw. als Rechts-

anwalt zuzulassen.  

 

A. 

 

   Ich bin seit dem …………..…………. ohne Unterbrechung(en) als niedergelassener 

europäischer Rechtsanwalt effektiv und regelmäßig tätig.  

 

   Ich bin seit dem …………..…………. mit Unterbrechung(en) als niedergelassener 

europäischer Rechtsanwalt in Deutschland effektiv und regelmäßig tätig.  

 

Die Unterbrechung(en) dauerte(n)  

vom …………..…………. bis zum …………..………….  

vom …………..…………. bis zum …………..………….  

vom …………..…………. bis zum …………..………….  

Die Unterbrechung(en) hatte(n) folgenden Grund/folgende Gründe (ggf. Beiblatt 

benutzen):  

………………………………………………………………………………………

………………………………………………………………………………………

………………  

 

B. 

 

   Ich war in dem gesamten unter A. genannten Zeitraum auf dem Gebiet des deutschen 

Rechts, einschließlich des Gemeinschaftsrechts, tätig.  

 

   Ich war in dem unter A. genannten Zeitraum nicht die ganze Zeit auf dem Gebiet des 

deutschen Rechts, einschließlich des Gemeinschaftsrechts, tätig, sondern nur in dem 

Zeitraum vom …………..…………. bis …………..…………. Ich füge gemäß § 14 

Satz 2 EuRAG alle Unterlagen bei, die als Nachweis für meine Kenntnisse und 

Berufserfahrungen im deutschen Recht geeignet sind. 

 

C. 

 

Meine Kanzlei werde ich einrichten 

 

in 

 

__________________________________________________________________ 



Straße, Hausnummer, PLZ, Ort  

 

 

 

__________________________________________________________________ 

Tel.- und Fax-Nummer, E-Mail, Homepage  

 

 bei (Kanzleibestätigung beilegen) 

______________________________________________________________  

 an meinem Wohnsitz.  

 

D. 

 

Meinen Wohnsitz werde ich nach meiner Zulassung  

  

 beibehalten  

  

 nehmen in   

  

_______________________________________________________________  

Straße, Hausnummer, PLZ, Ort 

 

_______________________________________________________________ 

 

E. 

Nur für Zweigstellen in Deutschland:  

Ich werde eine Zweigstelle*) einrichten in  

 

_______________________________________________________________________ 

Straße, Hausnummer, PLZ, Ort  

_______________________________________________________________________ 

Tel.- und Fax-Nummer, E-Mail, Homepage  

 

Falls die Zweigstelle nicht im Kammerbezirk der RAK Hamburg eingerichtet wird:  



Ich werde die zuständige Rechtsanwaltskammer 

________________________________________ unverzüglich informieren (§ 27 Abs. 3 

BRAO).  

*) weitere Zweigstellen ggf. auf gesondertem Blatt benennen.  

 

 

 

 

________________________________________ _______________________________  

Ort und Datum Unterschrift  

 

 

 

 

 

 

Angabe zur Vereidigung  

  

Für meine Vereidigung gemäß § 12a BRAO mache ich folgende Angaben:  

  

 Ich möchte den Berufseid gem. § 12a Abs. 1 BRAO mit religiöser Be-

teuerungsformel leisten.  

  

 Ich möchte den Berufseid gem. § 12a Abs. 2 BRAO ohne religiöse Be-

teuerungsformel leisten.  

  

 Ich möchte aus Glaubens- oder Gewissensgründen keinen Eid, sondern das  

Gelöbnis gemäß § 12a Abs. 4 BRAO.  

  

 Ich möchte anstelle des Eides gemäß § 12a Abs. 3 BRAO die Beteuerungs-

formel nach dem (genaue Bezeichnung) 

________________________________Gesetz leisten.  

  

  

 

  

____________________        __________________  

Ort und Datum          Unterschrift  

 

 

 

 



Zum Nachweis der effektiven und regelmäßigen Tätigkeit auf dem Gebiet des deutschen 

Rechts (§ 12 EuRAG) lege ich eine Fallliste bei. Ich versichere, dass diese Fälle von mir 

selbstständig bearbeitet wurden.  

 

_________________________________  ______________________________  

Ort und Datum      Unterschrift 

 

 

 

 

  

 

  



Fragebogen zum Antrag auf Eingliederung und Zulassung zur 

Rechtsanwaltschaft nach dreijähriger Tätigkeit (§§ 4 Satz 1 

Nr. 2 BRAO, 11ff EuRAG) 

  
Zutreffendes bitte ankreuzen und ggf. durch zusätzliche Angaben ergänzen. Reicht der vorge-

sehene Platz nicht aus, bitte vollständige Angaben auf unterschriebenem Blatt beifügen:  

  

  Frage  Erläuterung  Antworten  

  

1  Ist Ihnen die Aufnahme in 

eine andere Rechts-

anwaltskammer bereits 

versagt worden?  

§ 11 Abs. 1 Satz 1 EuRAG 

i.V.m. § 7 Nr. 3 und 5 BRAO 

 

 nein 
 
  

 

 ja 

 

 

2  Schwebt gegen Sie ein  

a) Strafverfahren  

b) Disziplinarverfahren  

c) anwaltsgerichtliches 

Verfahren oder Ermitt-

lungsverfahren zu den 

oben genannten Verfah-

rensarten? 

§ 11 Abs. 1 Satz 1 EuRAG i.V.m. 

§§ 7 Nr. 2-5, 36 a BRAO 

 nein  

  

 ja  

3  Versichern Sie, dass Sie 

die freiheitliche demo-

kratische Grundord-

nung nicht in strafbarer 

Weise bekämpfen?  

§ 11 Abs. 1 Satz 1 EuRAG i.V.m. 

§ 7 Nr. 6 BRAO 

 ja  

  

 nein  

 

4  

Leiden Sie an einer Sucht 

oder bestehen sonstige ge-

sundheitliche Beeinträchti-

gungen, die Sie an der ord-

nungsgemäßen Aus-übung 

des Anwaltsberufs hindern 

könnten? 

§ 11 Abs. 1 Satz 1 EuRAG 

i.V.m. § 7 Nr. 7 BRAO  

 nein  

  

 ja  

 

5  

Wollen Sie nach Ihrer Auf-

nahme in die Rechtsan-

waltskammer neben dem 

Anwaltsberuf noch eine 

sonstige Tätigkeit aus-

üben?  

§ 11 Abs. 1 Satz 1 EuRAG 

i.V.m. § 7 Nr. 8 und 10 

BRAO  

Siehe gesondertes Merk-

blatt „Syndikustätigkeit“  

 nein  

  

 ja  

6  Gehören Sie in Ihrem 

Herkunfts-staat einem 

Zusammenschluss zur 

gemeinsamen Berufs-

ausübung an?  

§ 8 EuRAG   nein  

 

wenn ja:  

 ja  

Rechtsform 

Bezeichnung 



  

 

 

 

 

 

Die vorstehenden Fragen habe ich in Kenntnis des § 36 Abs. 1 und 2 BRAO vollständig und wahr-

heitsgemäß beantwortet. Die nicht vollständige Beantwortung kann zur Zurückweisung des An-

trages führen. 

 

_________________________________  ______________________________  

Ort und Datum       Unterschrift 

 

  



 

 

Hinweise 

zum Antrag auf Zulassung zur Rechtsanwaltschaft nach  

dreijähriger Tätigkeit (§§ 4 Satz 1 Nr. 2 BRAO, 11ff EuRAG) 

 

  
 

1. Der Antrag auf Zulassung zur Rechts-

anwaltschaft ist an die Rechtsanwalts-

kammer Hamburg zu richten. Weitere 

Auskünfte erhalten Sie bei der Ge-

schäftsstelle der Rechtsanwalts-

kammer.  

  

2. Nach § 27 Abs. 1 BRAO muss die 

Rechtsanwältin bzw. der Rechtsanwalt 

im Bezirk der Rechtsanwaltskammer, 

deren Mitglied er ist, eine Kanzlei ein-

richten und unterhalten. 

 

3. Gemäß § 12 Abs. 1 EuRAG müssen Sie 

die Anzahl und die Art der von Ihnen 

im deutschen Recht bearbeiteten 

Rechtssachen sowie die Dauer Ihrer 

Tätigkeit nachweisen. Sie müssen der 

Rechtsanwaltskammer alle Auskünfte 

erteilen und ihr alle Unterlagen über-

mitteln, die für den Nachweis geeignet 

sind. Die Rechtsanwaltskammer kann 

Sie auffordern, Ihre Angaben und 

Unterlagen mündlich oder schriftlich 

zu erläutern.  

 

Nach § 12 Abs. 2 EuRAG müssen Sie 

zum Nachweis der im deutschen Recht 

bearbeiteten Rechtssachen eine Fall-

liste vorlegen, die folgende Angaben 

enthält: Aktenzeichen, Gegenstand, 

Zeitraum, Art und Umfang der Tätig-

keit, Sachstand. Die Rechtsanwalts-

kammer kann die Vorlage anonymi-

sierter Arbeitsproben verlangen.  

 
Die zum Nachweis von Zahl und Art 

der von Ihnen im deutschen Recht be-

arbeiteten Rechtssachen und der Dauer 

Ihrer Tätigkeit vorgelegten Unter-

lagen, insbesondere die Fallliste,  

 

 

 

 

 

 

 

sollten so aussagekräftig sein, dass sie 

den Vorstand der Rechtsanwaltskammer 

- nach Möglichkeit ohne Rückfragen 

und/oder die Anforderung von Arbeits-

proben - in die Lage versetzen, festzu-

stellen, dass Sie effektiv und regelmäßig 

in Deutschland auf dem Gebiet des 

deutschen Rechts, einschließlich des 

Gemeinschaftsrechts, tätig gewesen sind. 

 

Wenn Sie sich weniger als drei Jahre 

effektiv und regelmäßig im deutschen 

Recht betätigt haben, können Sie zur 

Rechtsanwaltschaft zugelassen werden, 

wenn Sie Ihre Fähigkeit, die Tätigkeit 

weiter auszuüben, gemäß §§ 14 und 

15 EuRAG nachweisen. Dazu gehört 

gemäß § 14 Satz 2 EuRAG insbesondere 

die Übermittlung aller Unterlagen,  die 

als Nachweis für Ihre Kenntnisse und 

Berufserfahrungen im deutschen Recht 

geeignet sind. 

  

4. Es wird außerdem gebeten, etwa veran-

lasste weitere Ausführungen zu den Fra-

gen des Vordrucks so ausführlich zu 

halten, dass die erforderliche Prüfung im 

Hinblick auf § 7 BRAO i.V.m. § 11 Abs. 

1 EuRAG bzw. § 13 Abs. 1 EuRAG ohne 

weitere Rückfragen möglich ist. Zum 

Beispiel wird gebeten, bei eventuellen 

Verfahren (z.B. Strafverfahren, 

Ermittlungsverfahren oder 

Zwangsvollstreckungsverfahren) auch 

die Behörden/das Gericht und das 

Aktenzeichen anzugeben und für den 

Fall einer beabsichtigten anderen beruf-

lichen Tätigkeit neben dem Anwaltsberuf 

Art und Umfang dieser Tätigkeit aus-

führlich zu beschreiben sowie eine Ab-

lichtung des Anstellungsvertrags und 

eine Bestätigung des Arbeitgebers bei-

zufügen, dass Sie durch Ihre Dienst-

pflichten nicht an der Ausübung des 

Rechtsanwaltsberufs gehindert sind.  
 



5. Nach § 51 BRAO besteht die Verpflich-

tung, eine Berufshaftpflichtversicherung 

zur Deckung der sich aus der Berufstätig-

keit ergebenden Haftpflichtgefahren für 

Vermögensschäden mit einer Mindest-

versicherungssumme von 250.000,00 € 

abzuschließen. Bitte legen Sie einen 

aktuellen Versicherungsnachweis vor.  

 

6. Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 

wird wirksam mit Vereidigung und Aus-

händigung der Urkunde (§ 12 Abs. 1 

BRAO).  

 

 

 

 

 

 

 
Datenschutzhinweis:  
Informationen zum Schutz 
personenbezogener Daten bei deren 
Verarbeitung durch die Hanseatische 
Rechtsanwaltskammer nach Art. 13 der 
Europäischen Datenschutz-Grund-
verordnung finden sich auf der Internetseite 
der Kammer unter  
www.rak-hamburg.de/mitgliederdaten.  
Auf Wunsch übersenden wir diese 
Informationen an Antragsteller/innen und 
Mitglieder auch in Papierform.



 

 

 

Lfd Nr.  Eigenes 
Az.  

Gericht / 
Az  

Art der Tätigkeit  
A: 
Außergerichtl. 
Auseinanderset-
zung  
B: Beratung  
F: Forensik  
G: Gutachten  
S: Sonstiges  

Gegenstand  Umfang der Tätig-
keit nebst detail-
lierter Darlegung 
der sachlichen und 
rechtlichen 
Streitpunkte  

Beginn der 
Tätigkeit 
(Tag/Monat/  
Jahr)  

Ende der 
Tätigkeit 
(Tag/Monat/
Jahr)  

Tatsächl. 
Arbeitstage im 
Bearbei-
tungszeitraum  

Verfahrens-stand bei 
Beendigung  

Sonstige Bemerkungen  

1  0012/13:  
X ./. Y  

ArbG 
Stuttgart  
1 Ca 
5423/13  

B, F  Vergütungsansp
ruch aus 
Arbeitsvertrag  

Nach fruchtlosem 
außergerichtlichem 
Einigungsversuch 
Klageerhebung, 
Güteverhandlung, 1. 
mündl. Verh.  

07.04.2013  19.03.2014  50  Rechtskräftiges Urteil  Gemeinsame Bearbeitung mit 
RA Z  

2  00236/12:  
O ./. O  

 A Scheidung Außergerichtliche 
Beratung wegen 
Ehescheidung und 
Unterhalt sowie 
Umgangsrecht 

10.06.2012 24.09.2012 11  Korrespondenz mit Mandant 
erfolgte in der Sprache des 
Herkunftsstaates  

3  00789/13  
E ./. W  

AG 
Stuttgart-
Bad-
Cannstatt  
2 Ds 10 Js 
4658/13  

F  Fahren ohne 
Führerschein, 
Gefährdung des 
Straßen-
verkehrs  

Korrespondenz mit 
Mandant und StA, 
Verhandlung  

24.06.2013  12.11.2013  29  ----  ----  

4  ----  ----  ----  Unterbrechung 
auf Grund von 
Ereignissen des 
täglichen Lebens  

Urlaub im 
Herkunftsstaat  

15.12.2012  05.01.2013  20  ----  ---- 

 

 

 


